
liehe Bedeutung, weil sie zum überwiegenden Teil nicht 
auf Freiheitsentzug lauten. Somit muß also das Urteil 
für den Jugendlichen, für seine Eltern und Erzieher die 
unmittelbare Anleitung dafür enthalten, welche Mo­
mente bei der zukünftigen Erziehung des Jugendlichen 
besonders zu beachten sind, welche Einflüsse, denen der 
Jugendliche bisher unterlegen war und die seine nega­
tive Entwicklung bestimmten, in Zukunft beseitigt 
werden und welche Maßnahmen unternommen werden 
müssen, um ihn auf richtige Bahnen zu lenken.

Wenn wir die überprüften Urteile von dieser Forde­
rung her betrachten, dann ergibt sich noch kein zu­
friedenstellendes Bild. Zweifellos haben sich, gemessen 
an der Qualität der Urteile, die einer früheren Analyse 
zur Jugendkriminalität zugrunde lagen, die Urteile in 
Jugendstrafsachen verbessert. Die Forderungen nach 
Parteilichkeit und Überzeugungskraft und die in dieser 
Richtung gegebene Anleitung für die Gerichte haben 
sich auch auf die Urteile in Jugendstrafverfahren aus­
gewirkt. Immer noch gibt es aber eine Reihe von Män­
geln sowohl allgemeiner Art, d. h. Mängel, die für die 
Urteile in Strafsachen ganz allgemein zutreffen, als 
auch, entsprechend den Besonderheiten des JGG, Fehler 
spezieller Art.

Ein Fehler, der ganz allgemein auftritt, ist die immer 
noch ungenügende Eingliederung des Subjekts in den 
gesamten Urteilsaufbau. Viel zu schablonenhaft werden, 
zumeist am Anfang der Urteilsgründe, die einzelnen 
Daten aus dem Leben des Jugendlichen völlig unabhän­
gig von ihrer Bedeutung für das Strafverfahren wieder­
gegeben. Das beginnt mit dem Geburtsdatum, geht über 
die soziale Herkunft, die besuchten Schulen, die inne­
gehabten Arbeitsstellen, die Höhe des Verdienstes, die 
Zugehörigkeit zu Organisationen und endet mit dem 
Hinweis auf das Vorliegen oder Fehlen der Vorstrafen.

Natürlich sind das wichtige Fragen, die in ihrer Be­
deutung aber erst dann erkannt werden, wenn sie an 
den entsprechenden Stellen des Urteils gründlich be­
handelt werden. In welchen familiären Verhältnissen 
der Jugendliche groß geworden ist, das muß im Urteil 
vor allem dann gründlich behandelt werden, wenn 
hierin Ursachen für die negative Entwicklung des 
Jugendlichen gesehen werden. Die an sich wichtige 
Feststellung, daß der Jugendliche das Ziel der Grund­
schule nicht erreicht hat, erhält doch erst Gehalt, wenn 
zugleich die Ursachen hierfür festgestellt werden. Und 
es genügt keineswegs, lakonisch festzustellen, daß der 
Jugendliche keine Lust zum Lernen hatte, oder ähnliche 
allgemein gehaltene Angaben zu machen. Alle Fest­
stellungen zur Person müssen gründlich und in ihrem 
Zusammenhang mit der strafbaren Handlung dargelegt 
werden. Nur so wird es dem Gericht gelingen, in vielen 
Fällen die Ursachen des Straffälligwerdens aufzudek- 
ken. Nur auf Grund solch eingehender Feststellungen 
wird das Gericht Rückschlüsse für die Bejahung oder 
Verneinung der Voraussetzung des § 4 JGG ziehen 
können.

Bei der Begründung der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit des Jugendlichen werden aber diese Fragen 
nur sehr selten behandelt. Daher kommt es auch, daß 
in den meisten Urteilen in Jugendstrafsachen zur straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit nur schablonenhaft einige 
Sätze geschrieben werden, die häufig nicht mehr als den 
Gesetzestext des § 4 JGG enthalten. Unter den über­
prüften Urteilen befand sich kaum eines, in dem die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit zufriedenstellend be­
handelt worden war. In dieser Frage entwickelt jedes 
Kreisgericht sein eigenes Schema. Die einen Gerichte 
schreiben wörtlich den § 4 JGG ab, während andere es 
damit genug sein lassen zu erklären, daß alle Umstände 
dafür sprechen, daß die Voraussetzungen des § 4 vor­
liegen.

In solchen Ausführungen liegt nichts Überzeugendes, 
Sie zwingen nicht zu der Schlußfolgerung, daß es nur 
so und nicht anders sein kann, wobei man sich bei einer 
Reihe von Urteilen des Eindrucks nicht erwehren kann, 
daß die Gerichte solche Sätze gedankenlos formulieren. 
So versucht ein Kreisgericht die Voraussetzungen des 
§ 4 JGG mit dem Eindruck zu begründen, den es wäh­
rend der Hauptverhandlung gewonnen hatte: „Die 
Fragen hat der Jugendliche frei und offen beantwortet.“ 
Damit will das Gericht zum Ausdruck bringen, daß der 
Jugendliche fähig war, der gesamten Verhandlungs­
führung zu folgen, daß er ohne Hemmungen und über­

legt auf alle Fragen Antwort gab. Der Ausdruck „frei 
und offen“ stellt aber zweifellos eine positive Wertung 
dar und besagt etwa, daß der Jugendliche ehrlich war, 
daß er wahrheitsgetreue Aussagen machte. Daß das 
Gericht dies nicht meint, geht aus dem Urteil deutlich 
hervor, denn in einem der nächsten Sätze heißt es 
weiter: „Vor allem versuchte der Jugendliche, seine 
Handlungen abzuschwächen, und blieb nicht bei der 
Wahrheit. Er verstand es, sich sehr geschickt zu ver­
teidigen.“

Die Gerichte werden von der schablonenhaften Behand­
lung des § 4 JGG nur in dem Maße abkommen, in dem 
sie verstehen lernen, die Begründung der im § 4 JGG 
enthaltenen Voraussetzungen in der Hauptsache aus 
der Entwicklung und aus der ganzen Persönlichkeit 
des Jugendlichen zu entnehmen.

In sehr vielen Fällen leidet die Überzeugungskraft 
der Urteile auch darunter, daß festgestellte Ursachen, 
die zur Strafe führten, zusammenhanglos dargelegt 
werden. Das ist vor allem dann so, wenn festgestellt 
wird, daß der Jugendliche Schundliteratur gelesen hat. 
Es gibt Urteile, die die Zusammenhänge sehr gut deut­
lich machen. Aber sehr oft wird die Tatsache nur er­
wähnt. wobei man häufig den Eindruck hat, daß die 
Schundliteratur in solchen Fällen nichts mit der Straf­
tat zu tun hat.

In einem Verfahren vor einem Kreisgericht des Be­
zirks Magdeburg, in dem die Jugendlichen wegen Dieb­
stahls verurteilt wurden, wird beispielsweise, ohne daß 
vorher auch nur in einem Satz darauf hingewiesen 
wurde, behauptet: „Die Ursachen ihrer Handlungen lie­
gen-zum größten Teil darin, daß die Jugendlichen schon 
viel Schundliteratur gelesen haben.“

Bei einem anderen Kreisgericht des gleichen Bezirks 
fiel bei der Überprüfung der Rechtsprechung auf, daß 
die Tendenz besteht, sog. Kameradendiebstähle in ihrer 
Verwerflichkeit und Gesellschaftsgefährlichkeit sch we'­
re r einzuschätzen als Diebstahl am Volkseigentum. In 
den Urteilen wird die besondere Verwerflichkeit mehr­
fach betont, und die Einstellung des Gerichts zu diesen 
Fragen hat naturgemäß auch Auswirkungen auf das 
Strafmaß.

Die beiden folgenden Beispiele lassen erkennen, zu 
welch unbefriedigenden Ergebnissen eine solche Straf­
politik führt: Der Jugendliche M. wurde wegen Dieb­
stahls zu drei Monaten Freiheitsentzug bedingt ver­
urteilt. Er hatte zwei Lehrlingen etwa 70 DM gestohlen. 
Im Urteil wird ausgeführt, daß der Jugendliche bislang 
einen sauberen Lebenswandel führte, daß er in der 
Schule gute Ergebnisse zeitigte und ein einwandfreies 
Benehmen an den Tag legte. Er war Mitglied der Ge­
sellschaft für deutsch-sowjetische Freundschaft und des 
FDGB sowie FDJ-Leitungsmitglied. — In einem ande­
ren Verfahren hat das gleiche Gericht zwei Jugendliche, 
die sich in der Berufsschule nicht gut führten, deren 
Lebenswandel zu Beanstandungen Anlaß gab und die 
auf raffinierte Art und Weise aus einer Konsumver­
kaufsstelle vier Armbanduhren in einem Gesamtwert 
von rund 350 DM stahlen, mit Verwarnung und einer 
Geldbuße in Höhe von 40 DM bestraft.

Unbefriedigend ist es auch, daß die Gerichte kaum 
Gebrauch von der Möglichkeit des § 8 JGG machen, ob­
wohl diese Bestimmung weiter geht als § 4 StPO. Es 
gibt zahlreiche Verfahren, in deren Verlauf Mängel 
festgestellt werden, die die Jugendkriminalität begün­
stigen, ohne daß solche Organe, die die Ursache dafür 
setzen, kritisiert werden. Im Berichtszeitraum gab es 
sowohl im Bezirk Magdeburg als auch im Bezirk 
Schwerin nicht einen einzigen Fall der Kritik gemäß 
§ 8 JGG.

*

Es versteht sich von selbst, daß eine ganze Reihe 
brennender Einzelfragen, die in der Bekämpfung der 
Jugendkriminalität und in der Anwendung des JGG 
der Klärung bedürfen, hier noch nicht behandelt wer­
den konnten. Aufgabe des Beitrags soll es sein, die 
Tagung der Jugendrichter vorzubereiten und dabei 
einige Probleme zu behandeln, die an fast allen Ge­
richten, in denen Jugendstrafsachen verhandelt wer­
den, zur Diskussion stehen.
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